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42 Bekanntmachung gemäß § 10 
des Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG)

Bezirksregierung Münster 48147 Münster, 23.02.2018
52-500-0211802/0024.V Domplatz 1-3
 poststelle@brms.nrw.de

Firma RETERRA West GmbH & Co. KG, Brink 37 c,  
48653 Coesfeld
Die Firma RETERRA West GmbH & Co. KG, Brink 37 
c, 48653 Coesfeld, hat die Änderungsgenehmigung zur we-
sentlichen Änderung, des gemäß BImSchG genehmigten 
Kompostwerkes in Coesfeld (Gemarkung Kirchspiel, Flur 
27, Flurstück 220) beantragt.

Gegenstand des Antrages ist die Erweiterung des Kom-
postwerkes mit Teilstromvergärung in Coesfeld um eine 
Gärprodukttrocknung. Die Anlage soll nach Änderungs-
genehmigung errichtet und betrieben werden.

Der für Mittwoch, den 21.03.2018 um 10.00 Uhr, im Be-
sprechungsraum der RETERRA, Brink 37 c, 48653 Coes-
feld, vorgesehene Erörterungstermin findet nicht statt, da 
gegen das beantragte Vorhaben keine Einwendungen inner-
halb der Einwendungsfrist erhoben wurden.

Im Auftrag
gez. Dagmar Egemann

Abl. Bez.Reg. Mstr. 2018 S. 69

43 Bekanntmachung der Teilrücknahme der 
Nebenbestimmung A.IV.5.1.4 des immissions-
schutzrechtlichen Genehmigungsbescheides 
vom 19.01.2017 zur Errichtung und Betrieb des 
Steinkohlekraftwerks Datteln 4 

Bezirksregierung Münster Münster, den 23.02.2018 
500-0915123/0021.V Domplatz 1-3, 48143 Münster 
 dez53@brms.nrw.de

Die Bezirksregierung Münster hat mit Bescheid vom 
23.02.2018 die Nebenbestimmung A.IV.5.1.4 zur Fest- 
legung eines Emissionsgrenzwertes als Jahresmittelwert 
von 0,002 mg/m3 für den Parameter Quecksilber und 
seine Verbindungen, angegeben als Quecksilber (Hg), 
des immissionsschutzrechtlichen Genehmigungsbeschei-
des vom 19.01.2017 zur Errichtung und zum Betrieb des 
Steinkohlekraftwerks Datteln 4 zurückgenommen.

Der Teilrücknahmebescheid enthält folgenden verfügenden 
Teil:

„1. Hiermit wird die Nebenbestimmung A.IV.5.1.4 
des immissionsschutzrechtlichen Genehmigungsbe-
scheides vom 19.01.2017 zur Errichtung und zum 
Betrieb eines Steinkohlekraftwerks in Datteln (Az.: 
500-53.0011/15/0915123/0021.V) mit Wirkung für die 
Vergangenheit zurückgenommen.
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B:	 Verordnungen, Verfügungen und Bekanntmachungen der Bezirksregierung

225	� Genehmigung einer öffentlich-rechtlichen Ver-
einbarung zwischen dem Kreis Coesfeld und der 
Gemeinde Rosendahl

Die nachfolgende öffentlich-rechtliche Vereinbarung zwi-
schen dem Kreis Coesfeld und der Gemeinde Rosendahl zur 
Übertragung der Erteilung von Ausnahmen und Befreiun-
gen für baugenehmigungsfreie Bauvorhaben habe ich mit 
Verfügung vom heutigen Tage gemäß § 24 Absatz 2 Satz 
1 des Gesetzes über die kommunale Gemeinschaftsarbeit 
(GkG NRW) genehmigt.

Die Vereinbarung und meine Genehmigung werden hiermit 
gemäß § 24 Abs. 3 GkG NRW bekannt gemacht. Die Verein-
barung wird am Tag nach der Veröffentlichung im Amtsblatt 
für den Regierungsbezirk Münster wirksam.

Münster, den 15. September 2020
Bezirksregierung Münster 

Az.: 31.1.25-116/2020.0005 
Im Auftrag 

gez. Möllerweßel

Öffentlich-rechtliche Vereinbarung des Kreises Coesfeld

und der Gemeinde Rosendahl

Der Kreis Coesfeld und die Gemeinde Rosendahl haben 
nachstehende öffentlich-rechtliche Vereinbarungen ge-
schlossen:

Zwischen der Gemeinde Rosendahl und dem Kreis Coesfeld 
wird gemäß §§ 1 und 23 ff. des Gesetzes über die kommuna-
le Gemeinschaftsarbeit (GkG) in der Fassung der Bekannt-
machung vom 01.10.1979 (GV NW, S. 621 SGV NRW 202), 
in der zuletzt geänderten Fassung folgende delegierende öf-
fentlich-rechtliche Vereinbarung geschlossen:

B:	� Verordnungen, Verfügungen und Bekanntmachungen  
der Bezirksregierung� 445

225	� Genehmigung einer öffentlich-rechtlichen Vereinbarung 
zwischen dem Kreis Coesfeld und der Gemeinde  
Rosendahl� 445

226	� Bekanntmachung 
32. Änderung des Regionalplans Münsterland  
Erweiterung von Gewerbe- und Industrieansiedlungsberei-
chen und eines allgemeinen Siedlungsbereiches auf dem 
Gebiet der Gemeinde Reken � 446

227	� Bekanntmachung § 19 des Gesetzes über die Umwelt- 
verträglichkeitsprüfung (UVPG)� 446

228	� Bekanntmachung gemäß § 5 des Gesetzes über die  
Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG)� 447

§ 1

(1) �Der Kreis Coesfeld übernimmt für die Gemeinde Ro-
sendahl die Aufgabe der Erteilung der Bescheidung von 
Anträgen über die Erteilung von Abweichungen, Aus-
nahmen und Befreiungen für baugenehmigungsfreie 
Bauvorhaben gem. § 69 Absatz 3 Bauordnung Nord-
rhein-Westfalen.

(2) �Das Recht und die Pflicht der Gemeinde Rosendahl zur 
Erfüllung dieser Aufgaben geht auf den Kreis Coesfeld 
über (§ 23 Abs. 1 erste Alternative, § 23 Abs. 2 S. 1 
GkG).

(2) �Für alle vor dem Inkrafttreten der Vereinbarung bei der 
Gemeinde Rosendahl vorliegenden Anträgen verbleibt 
es bei der bisherigen Zuständigkeit.

§ 2

Der Kreis Coesfeld verpflichtet sich, die für die ordnungs-
gemäße Aufgabenerfüllung notwendigen materiellen und 
personellen Voraussetzungen zu gewährleisten.

§ 3

Die im Rahmen der Aufgabenerledigung anfallenden Ge-
bühren stehen dem Kreis Coesfeld in voller Höhe zu. Auf 
eine Entschädigungsregelung (§ 23 Abs. 4 GkG) wird ver-
zichtet. Die zusätzlichen Gebühreneinnahmen werden die 
personellen Mehraufwendungen des Kreises Coesfeld in 
Teilen, aber nicht vollumfänglich decken.

§ 4

Diese öffentlich-rechtliche Vereinbarung wird auf unbe-
stimmte Zeit geschlossen. Sie kann von jedem Beteiligten 
unter Einhaltung einer Kündigungsfrist von einem Jahr zum 
Ende eines Haushaltsjahres schriftlich gekündigt werden, 
erstmals nach 2 Jahren nach Inkrafttreten.
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§ 5

Sollten einzelne Bestimmungen dieser Vereinbarung rechts-
unwirksam sein oder werden oder sollte sich eine Lücke 
herausstellen, so berührt das die Wirksamkeit des übrigen 
Inhaltes nicht. Unwirksame Bestimmungen gelten vielmehr 
als durch wirksame Regelungen ersetzt, Lücken als ausge-
füllt, wie dies dem zum Ausdruck kommenden Willen der 
Beteiligten am besten entspricht. Die Beteiligten verpflich-
ten sich wechselseitig, an einer schriftlichen Niederlegung 
solcher Bestimmungen mitzuwirken.

§ 6

Diese Vereinbarung tritt am Tage nach der Bekanntmachung 
im Amtsblatt für den Regierungsbezirk Münster in Kraft  
(§ 24 GkG).

Coesfeld, den

Schulze Pellengahr, Landrat		  Helmich, Dezernent

Rosendahl, den 13. Juli 2020

Gottheil, Bürgermeister	 Brodkorb, Fachbereichsleiterin

Abl. Bez.Reg. Mstr. 2020 S. 445-446

226	 Bekanntmachung: 
	 32. Änderung des Regionalplans Münsterland 
	� Erweiterung von Gewerbe- und Industrieansied-

lungsbereichen und eines allgemeinen Siedlungs-
bereiches auf dem Gebiet der Gemeinde Reken 

Bezirksregierung Münster	�  Münster, den 15.09.2020
32.01.02.32

Die 32. Änderung des Regionalplans Münsterland umfasst 
die Erweiterung von Gewerbe- und Industrieansiedlungs-
bereichen (GIB) und eines allgemeinen Siedlungsbereichs 
(ASB) im Allgemeinen Freiraum und Agrarbereich (AFAB), 
Bereich zu Schutz der Landschaft und landschaftsorientier-
ten Erholung (BSLE) und Bereich zum Grundwasser- und 
Gewässerschutz (BGG), sowie die Umwandlung eines ASB 
in GIB auf dem Gebiet der Gemeinde Reken.

Gemäß § 9 Raumordnungsgesetz i. V. m. § 13 Landespla-
nungsgesetz NRW wird der Öffentlichkeit und den in ihren 
Belangen berührten öffentlichen Stellen Gelegenheit gege-
ben, während der Auslegungsfrist Stellung zu dem Planent-
wurf, der Begründung und zum Umweltbericht zu nehmen. 
Die Planunterlagen der 32. Änderung des Regionalplans 
Münsterland werden in der Zeit vom 

9. Oktober 2020 bis einschließlich 13. November 2020

an folgenden Stellen und zu folgenden Zeiten zu jedermanns 
Einsicht öffentlich ausgelegt:

Bezirksregierung Münster, Domplatz 1-3, 48143 Münster
Montag bis Donnerstag von 9.00 bis 16.00 Uhr
Freitag von 9.00 bis 12.00 Uhr
Ansprechpartner: 
Klaus Lauer, Tel. 0251/411-1800
Dieter Puhe, Tel. 0251/411-1446 
Renan Benicke, Tel. 0251/411-1807

Kreis Borken, Burloer Str. 93, 46325 Borken 
Etage 4D, Zimmer 1438
Montag bis Mittwoch 08.00 Uhr bis 12.30 Uhr und 14.30 
Uhr bis 16.00 Uhr
Donnerstag 08.00 Uhr bis 18.00 Uhr
Freitag von 08.00 Uhr bis 12.30 Uhr
Ansprechpartner: 

Frau Thume, Tel.  02861/681-7006
Herr Nattefort, Tel. 02861/82-1438

Die Unterlagen können aufgrund der aktuellen Situation 
durch das Coronavirus (COVID-19/Sars-CoV-2) nur unter 
Vereinbarung eines Termins, während der Dienststunden, 
eingesehen werden. 

Zur Terminvereinbarung nehmen Sie bitte mit den genann-
ten Behörden telefonisch Kontakt auf.
Zusätzlich können auf den Internetseiten der Bezirksregie-
rung Münster (www.brms.nrw.de/go/verfahren) die Verfah-
rensunterlagen eingesehen bzw. heruntergeladen werden. 
Sollte es Ihnen aufgrund der aktuellen Situation durch das 
Coronavirus (COVID-19/Sars-CoV-2) nicht möglich sein in 
die Unterlagen Einsicht zu nehmen, wenden Sie sich bitte an 
die Bezirksregierung Münster unter der Tel.-Nr.: 0251/411-
1807, um für Sie eine individuelle Lösung zu finden.

Anregungen und Bedenken können innerhalb der Ausle-
gungsfrist schriftlich, per E-Mail (renan.benicke@brms.
nrw.de) oder zur Niederschrift bei der Bezirksregierung 
Münster als Regionalplanungsbehörde (Bezirksregierung 
Münster, Dezernat 32, Domplatz 1-3, 48143 Münster) vor-
getragen werden. Anregungen und Bedenken können inner-
halb der Auslegungsfrist auch beim Kreis Borken schriftlich 
oder zur Niederschrift vorgebracht werden. Anregungen und 
Bedenken sollten den vollständigen Namen und die An-
schrift des Verfassers in leserlicher Form enthalten.

Die eingegangenen Stellungnahmen werden in die nachfol-
gende Abwägung einbezogen. Der Regionalrat entscheidet 
abschließend, inwieweit den Anregungen und Bedenken 
gefolgt wird. Eine gesonderte Benachrichtigung erfolgt 
nicht. Die Änderung des Regionalplans wird nach Ab-
schluss des Verfahrens öffentlich bekannt gemacht. 

Eventuell entstehende Kosten, die bei der Einsichtnahme 
und / oder bei der Geltendmachung von Anregungen und 
Bedenken entstehen, können nicht erstattet werden.

Nach Ablauf der vorgenannten Frist für eine Stellungnahme, 
sind alle Stellungnahmen ausgeschlossen, die nicht auf be-
sonderen privatrechtlichen Titeln beruhen (§ 9 Abs. 2 Satz 4 
ROG).

Hat eine Vereinigung im Sinne des § 4 Absatz 3 Satz 1 Num-
mer 2 Umweltrechtsbehelfsgesetz (UmwRG) in einem Ver-
fahren zur Änderung eines Regionalplans Gelegenheit zur 
Äußerung gehabt, ist sie im Verfahren über den Rechtsbe-
helf nach § 7 Absatz 2 UmwRG mit allen Einwendungen 
ausgeschlossen, die sie im Verfahren zur Änderung des Re-
gionalplans nicht oder nach den geltenden Rechtsvorschrif-
ten nicht rechtzeitig geltend gemacht hat, aber hätte geltend 
machen können (§ 7 Abs. 3 Satz 1 UmwRG).

� Im Auftrag 
� gez. Renan Benicke

Abl. Bez.Reg. Mstr. 2020 S. 446

227	� Bekanntmachung § 19 des Gesetzes über die Um-
weltverträglichkeitsprüfung (UVPG)

Bezirksregierung Münster� Münster, den 15.09.2020
52-500-9980590-0002/0002.V

Die Biogasanlage Bioenergie Guntrup GmbH & Co.KG, 
Guntruper Str. 1, 48268 Greven hat hier einen Antrag zur 
wesentlichen Änderung und zum Betrieb einer Biogasan- 
lage auf dem Grundstück Gemarkung Guntrup Flur 157, 
Flurstücke 124 und 69 vorgelegt.

Gegenstand des Antrages sind neben dem unveränderten 
Weiterbetrieb vorhandener Anlagenteile:

• �die Errichtung und der Betrieb eines neuen Feststoffför- 
derers mit Einbringförderbändern,
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• �die Errichtung und der Betrieb einer Turbomaische mit  
einem Nettofassungsvermögen von 290 m³ und

• die Anpassung der Inputstoffe.

Gemäß der 4. Verordnung zur Durchführung des Bun-
des-Immissionsschutzgesetzes (Verordnung über geneh-
migungsbedürftige Anlagen) und den Bestimmungen des 
Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) bedarf das 
beantragte Vorhaben einer Genehmigung nach diesen Vor-
schriften.

Da dieses Vorhaben in den Anwendungsbereich des UVPG 
fällt, wurde eine anlagenbezogene Vorprüfung gemäß § 9 
UVPG durchgeführt. 
Im Rahmen der Vorprüfung wurde festgestellt, dass für das 
beantragte Vorhaben keine Verpflichtung zur Durchfüh-
rung einer Umweltverträglichkeitsprüfung besteht, da unter  
Berücksichtigung der in der Anlage 3 zum UVPG aufge-
führten Kriterien, erhebliche nachteilige Umweltauswir-
kungen durch das Vorhaben nicht zu besorgen sind. Gemäß 
§ 5 Abs. 3 UVPG ist diese Feststellung nicht selbständig 
anfechtbar.  
Die Bekanntmachung der Feststellung erfolgt nach § 5 Abs. 
2 UVPG in entsprechender Anwendung des § 10 Abs. 3 
BImSchG.

� Im Auftrag
� gez. Brita Messing

Abl. Bez.Reg. Mstr. 2020 S. 446-447

228	� Bekanntmachung gemäß § 5 des Gesetzes über 
die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG)

Bezirksregierung Münster� Herten, den 16.09.2020
500-53.0043/20/9.3.2� Gartenstraße 27, 45699 Herten
� dez53@brms.nrw.de

Die Firma Evonik Operations GmbH, Paul-Baumann-Str. 
1, 45772 Marl hat einen Antrag zur Errichtung und zum 
Betrieb einer Anlage, die der Lagerung oxidierender Flüs-
sigkeiten dient, auf dem Grundstück Paul-Baumann-Str. 1 
in 45772 Marl (Gemarkung Marl, Flur 58, Flurstück 42), 
vorgelegt.

Gegenstand des Antrages ist die Neuerrichtung und der Be-
trieb eines Lagertanks zur Lagerung von 80 m³ Wasserstoff-
peroxid.

Gemäß der 4. Verordnung zur Durchführung des Bun-
des-Immissionsschutzgesetzes (Verordnung über geneh-
migungsbedürftige Anlagen) und den Bestimmungen des 
Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) bedarf das 
beantragte Vorhaben einer Genehmigung nach diesen Vor-
schriften.

Im Vorfeld ist ermittelt worden, ob für das Vorhaben eine 
Verpflichtung zur Durchführung einer Umweltverträglich-
keitsprüfung besteht. Hierbei wurden die einschlägigen Kri-
terien gemäß Anlage 3 des UVPG zugrunde gelegt.

Es wurde festgestellt, dass es keiner Umweltverträglich-
keitsprüfung bedarf. 

Maßgeblich für diese Feststellung ist insbesondere, dass 
eine Beeinträchtigung durch das Vorhaben für die im Ein-
wirkungsbereich befindlichen ökologisch empfindlichen 
Gebiete ausgeschlossen werden kann.

Es sind daher keine erheblichen nachteiligen Umweltaus-
wirkungen durch das Vorhaben zu erwarten. 

Diese Feststellung ist nicht selbständig anfechtbar.

� Im Auftrag
� gez. Robert

Abl. Bez.Reg. Mstr. 2020 S. 447
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